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2. Die Beklagte wird verurteilt an den Kläger 280,78 EUR nebst Zinsen in 

Höhe von Höhe von 5%-Punkten über dem Basiszinssatz p.a. hieraus seit 

Rechtshängigkeit zu bezahlen. 

 

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.  

 

Es wird angeregt, das schriftliche Vorverfahren anzuordnen. 

 

Für den Fall, dass das Gericht das schriftliche Vorverfahren anordnet und die Be-

klagte nicht innerhalb der Frist ihre Verteidigungsbereitschaft erklärt oder den An-

spruch anerkennt, wird beantragt, gegen die Beklagte ein Versäumnisurteil oder 

ein Anerkenntnisurteil ohne mündliche Verhandlung zu erlassen. 

 

Einer Entscheidung des Rechtsstreits durch den/die Vorsitzende(n) wird zuge-

stimmt. 

 

BEGRÜNDUNG: 

 

I. Streitgegenstand 

 

1. 

Der Kläger ist ein nach dem Wettbewerbsrecht klagefähiger Umwelt- und Ver-

braucherschutzverband. Nach seiner Satzung bezweckt er unter anderem, die 

aufklärende Verbraucherberatung sowie den Umweltschutz in der Bundesrepub-

lik Deutschland zu fördern. Gemäß der Bescheinigung des Bundesamtes für Jus-

tiz vom 18.11.2008 ist er in die Liste qualifizierter Verbraucherverbände nach § 4 

des Unterlassungsklagengesetzes mit Wirkung zum 11.10.2004 eingetragen. 
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§ 17 Abs. 1 ElektroG lautet wie folgt: 

 

(1) Vertreiber mit einer Verkaufsfläche für Elektro- und Elektronikgeräte von 

mindestens 400 Quadratmetern sowie Vertreiber von Lebensmitteln mit ei-

ner Gesamtverkaufsfläche von mindestens 800 Quadratmetern, die mehr-

mals im Kalenderjahr oder dauerhaft Elektro- und Elektronikgeräte anbie-

ten und auf dem Markt bereitstellen, sind verpflichtet, 

 

1. 

bei der Abgabe eines neuen Elektro- oder Elektronikgerätes an einen End-

nutzer ein Altgerät des Endnutzers der gleichen Geräteart, das im Wesent-

lichen die gleichen Funktionen wie das neue Gerät erfüllt, am Ort der Ab-

gabe oder in unmittelbarer Nähe hierzu unentgeltlich zurückzunehmen und 

 

2. 

auf Verlangen des Endnutzers Altgeräte, die in keiner äußeren Abmessung 

größer als 25 Zentimeter sind, im Einzelhandelsgeschäft oder in unmittel-

barer Nähe hierzu unentgeltlich zurückzunehmen; die Rücknahme darf 

nicht an den Kauf eines Elektro- oder Elektronikgerätes geknüpft werden 

und ist auf drei Altgeräte pro Geräteart beschränkt. 

 

Ort der Abgabe im Sinne von Satz 1 Nummer 1 ist auch der private Haus-

halt, sofern dort durch Auslieferung die Abgabe erfolgt; in diesem Fall ist 

die Abholung des Altgerätes für den Endnutzer unentgeltlich auszugestal-

ten. Der Vertreiber hat im Fall des Satzes 2 beim Abschluss des Kaufver-

trages für das neue Elektro- oder Elektronikgerät den Endnutzer 
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Kläger mit E-Mail vom 10.01.2024 unter Fristsetzung bis zum 17.01.2024 noch 

einmal zur Vorlage einer solchen und zur Leistung der angefallenen Abmahnkos-

ten auf.  

 

Beweis: Vorlage der E-Mail des Klägers vom 10.01.2024  

-Anlage K 6- 

 

Hierauf erfolgte keine Reaktion der Beklagten mehr. Da sie gegenüber dem Klä-

ger weder eine strafbewehrte Unterlassungserklärung abgegeben, noch die gel-

tend gemachte Abmahnkostenpauschale bezahlt hat, ist folglich nunmehr Klage 

geboten. 

 

II. Rechtliche Würdigung 

 

1.  Anspruch auf Unterlassung gemäß § 8 Abs. 1 UWG  

 

Der von dem Kläger mit dem Klageantrag zu Ziffer 1. geltend gemachte Anspruch 

auf Unterlassung gegen die Beklagte ist gemäß § 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, §§ 3, 3a, 

5a Abs. 1, 5b Abs. 4 UWG i.V.m. § 17 Abs. 1. S. 3 i.V.m. § 17 Abs. 2 S. 1 und 2, 

§ 17 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ElektroG begründet.  

 

a.) 

Nach § 2 Abs. 1 ElektroG findet das Gesetz auf die in diesem Paragraphen ge-

nannten Elektro- und Elektronikgeräte Anwendung, wobei Elektro- und            

Elektronikgeräte im Sinne des § 2 Abs. 1 insbesondere die in der Anlage 1        

ElektroG aufgeführten Geräte sind, die Aufzählung der Gerätearten in der Anlage 

1 zu § 2 Abs. 1 ElektroG aber nicht abschließend ist.  
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Altgeräte im Sinne des ElektroG sind nach § 3 Nr. 3 ElektroG Elektro- und Elekt-

ronikgeräte, die Abfall im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Kreislaufwirtschaftsge-

setzes sind, einschließlich aller Bauteile, unter Baugruppen und Verbrauchsma-

terialien, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Abfalleigenschaft Teil des Altgerätes 

sind.  

 

Nach der Legaldefinition des § 3 Nr. 5 ElektroG sind „Altgeräte aus privaten Haus-

halten“ solche Altgeräte aus privaten Haushaltungen im Sinne des Kreislaufwirt-

schaftsgesetzes sowie Altgeräte aus sonstigen Herkunftsbereichen, soweit die 

Beschaffenheit und Menge der dort anfallenden Altgeräte mit der Beschaffenheit 

und Menge von üblicherweise in privaten Haushaltungen anfallenden Altgeräten 

vergleichbar ist; Elektro- und Elektronikgeräte, die potenziell sowohl von privaten 

Haushalten auch als auch von anderen Nutzern als privaten Haushalten genutzt 

werden, gelten, wenn sie Abfall werden, als Altgeräte aus privaten Haushalten.  

 

Vertreiber im Sinne des § 17 Abs. 1 ElektroG ist nach der Legaldefinition des § 3 

Nr. 11 ElektroG jede natürliche oder juristische Person oder Personengesell-

schaft, die Elektro- oder Elektronikgeräte im Geltungsbereich des ElektroG anbie-

tet oder auf dem Markt bereitstellt. Als „Anbieten“ gilt dabei nach § 3 Nr. 6 ElektroG 

das im Rahmen einer gewerbsmäßigen Tätigkeit auf den Abschluss eines Kauf-

vertrages gerichtete Präsentieren oder öffentliche Zugänglichmachen von 

Elektro- oder Elektronikgeräten im Geltungsbereich des ElektroG einschließlich 

der Aufforderung, ein Angebot abzugeben. „Bereitstellung auf dem Markt“ ist nach 

§ 3 Nr. 7 ElektroG jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Elektro- 

oder Elektronikgerätes zum Vertrieb, Verbrauch oder zur Verwendung im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes im Rahmen einer Geschäftstätigkeit. 
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1. die der Verbraucher oder der sonstige Marktteilnehmer nach den jeweiligen  

    Umständen benötigt, um eine informierte geschäftliche Entscheidung zu                    

    treffen, und  

 

2. deren Vorenthalten dazu geeignet ist, den Verbraucher oder den sonstigen   

    Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er  

    andernfalls nicht getroffen hätte. 

 

„Geschäftliche Entscheidung“ ist jede Entscheidung eines Verbrauchers oder 

sonstigen Marktteilnehmers darüber, ob, wie und unter welchen Bedingungen er 

ein Geschäft abschließen, eine Zahlung leisten, eine Ware oder Dienstleistung 

behalten oder abgeben oder ein vertragliches Recht im Zusammenhang mit einer 

Ware oder Dienstleistung ausüben will, unabhängig davon, ob der Verbraucher 

oder sonstige Marktteilnehmer sich entschließt, tätig zu werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 

UWG).  

 

Nach § 5b Abs. 4 UWG gelten als wesentlich im Sinne des § 5a Abs. 1 UWG auch 

solche Informationen, die dem Verbraucher aufgrund unionsrechtlicher Verord-

nungen oder nach Rechtsvorschriften zur Umsetzung unionsrechtlicher Richtli-

nien für kommerzielle Kommunikation einschließlich Werbung und Marketing 

nicht vorenthalten werden dürfen.  

 

Unter kommerzieller Kommunikation in diesem Sinne sind in Anlehnung an Art. 2 

Buchstabe f) der Richtlinie 2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsver-

kehr alle Formen der Kommunikation zu verstehen, die der unmittelbaren oder 

mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren und Dienstleistungen oder des 

Erscheinungsbildes eines Unternehmens, einer Organisation oder einer 
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natürlichen Person dienen, die eine Tätigkeit in Handel, Gewerbe oder Handwerk 

oder einen reglementierten Beruf ausübt (vgl. EuGH, Urteil vom 14.07.2016 – C-

19/15).  

 

Bei den Informationspflichten des § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG handelt es sich um 

wesentliche Informationen im Sinne des § 5b Abs. 4 UWG, die dem Verbraucher 

nach Rechtsvorschriften zur Umsetzung unionsrechtlicher Richtlinien für kommer-

zielle Kommunikation nicht vorenthalten werden dürfen, denn sie haben ihre uni-

onsrechtliche Grundlage in Art. 14, Art. 5 Abs. 2 Buchstabe b) der Richtlinie 

2012/19/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 04.07.2012 über 

Elektro- und Elektronik-Altgeräte, die nach den Erwägungsgründen 14, 17, 19 und 

23 sowie nach Art. 1 der Richtlinie 2012/19/EU dem Verbraucherschutz dienen. 

Der Verbraucher benötigt die in § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG vorgegebenen Informa-

tionen, um unmittelbar beim Kauf eines neuen Elektro- oder Elektronikgerätes zu 

wissen und entscheiden zu können, dass er bei Auslieferung des Neugerätes ein 

von ihm bislang genutztes Altgerät der gleichen Geräteart, das im wesentlichen 

die gleichen Funktionen wie das neue Gerät erfüllt, unentgeltlich an den Verkäu-

fer/Vertreiber zurückgeben kann, um es damit einer ordnungsgemäßen Entsor-

gung und Verwertung zuzuführen. Das Vorenthalten der in § 17 Abs. 1 S. 3 Elekt-

roG vorgeschriebenen Informationen ist somit geeignet, den Verbraucher zu einer 

geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen 

hätte. Denn informiert die Beklagte den Verbraucher nicht über sein Recht, beim 

Kauf eines neuen Elektro- oder Elektronikgerätes ein Altgerät unentgeltlich zu-

rückgeben zu können und befragt sie ihn in diesem Zusammenhang auch nicht 

nach seiner Absicht, dies tatsächlich zu tun, ist das Vorenthalten dieser Informa-

tionen geeignet, den Verbraucher zu der geschäftlichen Entscheidung zu veran-

lassen, nicht von seinem gesetzlichen Recht Gebrauch zu machen, ein Altgerät 
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unentgeltlich zurückzugeben und es so einer ordnungsgemäßen Wiederverwer-

tung zuzuführen.  

 

b.) 

Selbst wenn man dies anders sehen und die Informationspflichten des § 17 Abs. 

1 S. 3 ElektroG nicht als solche, die dem Verbraucher nach Rechtsvorschriften 

zur Umsetzung unionsrechtlicher Richtlinien für kommerzielle Kommunikation 

nicht vorenthalten werden dürfen, betrachten sollte, ist der geltend gemachte Un-

terlassungsanspruch jedenfalls nach § 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, §§ 3, 3a UWG be-

gründet.  

 

Die vorliegend verletzten Vorschriften des § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG sind solche 

Marktverhaltensregelungen im Sinne von § 3a UWG, was bereits aus § 1 Satz 3 

ElektroG folgt.  

 

Davon abgesehen ist § 3a UWG auch im Verbraucherschutzbereich anwendbar. 

Die UGP-RL kennt keinen dem § 3a UWG vergleichbaren Verbotstatbestand, 

sieht jedoch eine vollständige Harmonisierung des Rechts der unlauteren Ge-

schäftspraktiken von Unternehmen gegenüber Verbrauchern innerhalb ihres An-

wendungsbereichs vor (BGH, WRP 2015, 966 Rn. 11 – Fahrdienst zur Augenkli-

nik). Hiervon ausgehend kann nach der Rechtsprechung des BGH ein Verstoß 

gegen nationale Bestimmungen eine Unlauterkeit nach § 3a UWG wiederum nur 

begründen, wenn die betreffenden Regelungen eine Grundlage im Unionsrecht 

haben (BGH, GRUR 2009, 845 Rn. 38 – Internet-Videorekorder; BGH, GRUR 

2010, 652 Rn. 11 – Costa del sol; BGH, GRUR 2010, 1117 Rn. 16 – Gewährleis-

tungsausschluss im Internet; BGH, WRP 2015, 1464 Rn. 19 – Der Zauber des 

Nordens).  
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Dies trifft auf die Regelungen des § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG zu. Das ElektroG 

dient der Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2012/19/EU 

des Europäischen Parlaments und Rates vom 04.07.2012 über Elektro- und 

Elektronik-Altgeräte, namentlich § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG wie bereits dargelegt 

der Umsetzung der Vorgaben in Art. 14 der Richtlinie 2012/19/EU, die nach den 

Erwägungsgründen 14, 17, 19 und 23 sowie nach Art. 1 der Richtlinie 2012/19/EU 

auch dem Verbraucherschutz dienen (vgl. auch OLG Düsseldorf, Urteil vom 

03.09.2020 – I-15 U 78/19 – Anlage K 7). Die Norm verfolgt neben dem Ziel des 

Verbraucher- und Umweltschutzes zudem das Ziel, gesetzeskonform agierende 

Wettbewerber davor zu schützen, dass gesetzeswidrig handelnde Unternehmen 

auf Kosten ihrer Wettbewerber Entsorgungskosten einsparen. 

 

Ein Verstoß gegen verbraucherschützende Normen auf Grundlage einer europä-

ischen Richtlinie, wie vorliegend gegeben, führt dabei stets zur Annahme der 

Spürbarkeit im Sinne von § 3a UWG (z.B. OLG Düsseldorf, Urteil vom 03.09.2020 

– I-15 U 78/19 – Anlage K 7), so dass sich die Beklagte auch nicht auf einen 

Ausreißer berufen kann. 

 

3. Vorgerichtliche Abmahnung/Wiederholungsgefahr 

 

Die Beklagte ist hinsichtlich der von ihr erfolgten Nichterfüllung der Informations-

pflichten des § 17 Abs. 1 S. 3 ElektroG durch Schreiben des Klägers vom 

15.12.2023 abgemahnt und aufgefordert worden, eine strafbewehrte Unterlas-

sungserklärung abzugeben. Sie weigert sich, eine solche vorzulegen, sodass die 

wettbewerbsrechtliche Wiederholungsgefahr nach ständiger Rechtsprechung 
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(z.B. BGH GRUR 1992, 318; BGH GRUR 1996, 290; BGH GRUR 2004, 1620) 

fortbesteht. 

 

4. Abmahnkosten 

 

Der Kläger hat neben dem Anspruch auf Unterlassung gegen die Beklagte auch 

Anspruch auf Ersatz der Abmahnkosten in Höhe von 235,95 Euro zzgl. 19% Um-

satzsteuer. Rechtsgrundlage ist § 13 Abs. 3 UWG. Anerkannt ist, dass Verbände 

Pauschalen als die durchschnittlich anfallenden Kosten geltend machen können. 

Die Abmahnkostenpauschale des Klägers für die Abmahnung eines Wettbe-

werbsverstoßes der vorliegenden Art, die er auch stets gerichtlich zugesprochen 

erhält, beträgt 280,78 EUR brutto; eine Aufstellung über die Zusammensetzung 

dieser Abmahnkostenpauschale war dem Abmahnschreiben des Klägers vom 

15.12.2023 (Anlage K 3) als Anlage beigefügt.  

 

Im Zweifel kann die Schätzung der Kosten nach § 287 ZPO die geeignete Maß-

nahme zur Feststellung der Höhe sein.  

 

Der geltend gemachte Zinsanspruch folgt aus den §§ 291, 288 Abs. 1 BGB. 

 

5. Gerichtsstand 

 

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Mannheim folgt wegen des Ge-

schäftssitzes der Beklagten aus § 14 Abs. 2 S. 1 UWG. Die sachliche, ausschließ-

liche Zuständigkeit des Landgerichts ergibt sich aus § 14 Abs. 1 UWG. Gemäß § 

14 Abs. 1 UWG i.V.m. § 95 Abs. 1 Nr. 5 GVG ist zudem die funktionelle Zustän-

digkeit der Kammer für Handelssachen gegeben.  




